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Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen 
zwischen den Rheinuferstaaten und Belgien 
vom 16. Mai 1952 über die zoll- und abgaben- 
rechtliche Behandlung des Gasöls, das als 
Schiffsbedarf in der Rheinschiffahrt 
verwendet wird 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bun- 
destages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 103. Sitzung am 20. März 1953 zur 
Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
die sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

betreffend das Abkommen zwischen den Rheinuferstaaten und Belgien 
vom 16. Mai 1952 über die zoll- und abgabenrechtliche Behandlung des 


Gasöls, das als Schiffsbedarf in der 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem Abkommen zwischen den Rheinufer- 
staaten und Belgien vom 16. Mai 1952 über 
die zoll- und abgabenrechtliche Behandlung 
des Gasols, das als Schiffsbedarf in der Rhein- 
schiffahrt verwendet wird, wird zugestimmt. 

Artikel 2 

Das Abkommen wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 

Der Tag, an dem es gemäß seinem Arti- 
kel 5 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 3 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, die abgabenfreie Verwendung des 


Begrü 

A. Vorgeschichte des Abkommens 

Die deutschen Vorschriften über die Zollbe- 
handlung des Mineralöls, das von den Rhein- 
schiffen als Schiffsbedarf aus dem Zollausland 
eingebracht wird, sind von den übrigen an 
der Rheinschiffahrt beteiligten Staaten be- 
kämpft worden, seit das Mineralöl in der 
Rheinschiffahrt für den Antrieb der Schiffe 
eine Rolle spielt. Nach der Zollgesetzgebung 
dieser Staaten ist das für die Rheinschiffahrt 
als Schiffsbedarf verwendete Mineralöl grund- 
sätzlich abgabenfrei. Dagegen war nach § 6 
Abs. 1 Nr. 7 des früheren deutschen Zoll- 


Rheinschiffahrt verwendet wird 


Gasöls, das auf dem Rhein an Bord von Schif- 
fen als Schiffsbedarf eingeführt oder aus Zoll- 
eigenlagern oder Zollvormerklagern am 
Rhein oder seinen Nebenflüssen gebunkert 
wird, im gesamten Geltungsbereich des 
Grundgesetzes zuzulassen. 

(2) Absatz 1 gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Uberleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in Absatz 1 enthaltenen Ermächtigungen 
erlassen werden, gelten im Lande Berlin nach 
§14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


düng 

tarifgesetzes vom 25. Dezember 1902, das bis 
zum 31. März 1939 galt, für Schiffsbedarf 
nur insoweit Zollbefreiung vorgesehen, als es 
sich um Mundvorrat für die Schiffsbesatzung 
handelte. Die Zollbefreiung war begrenzt auf 
die Menge, die dem Bedarf für zwei Tage 
entsprach. Die Betriebsstoffe der Schiffe wa- 
ren na di dieser Bestimmung an sich nicht 
zollfrei. Im Verwaltungswege wurde jedoch 
späterhin audi für die Betriebsstoffe der Bin- 
nenschiffe Zollfreiheit für zwei Tage gewährt. 
Die gegensätzlichen Auffassungen Deutsch- 
lands und der übrigen Rheinuferstaaten wur- 
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den in der Zentralkommission für die Rhein- 
schiffahrt jahrelang erörtert. Sie beruhen im 
Grunde auf Interessengegensätzen, die sich 
aus der besonderen Lage der Rheinschiffahrt 
in den einzelnen Ländern ergeben. Für 
Frankreich und die Schweiz ist der Rhein 
zollrechtlich gesehen Ausland, für die Nieder- 
lande und Belgien Ausland oder ein Teil des 
Seewasserstraßennetzes. Für Deutschland da- 
gegen ist der Rhein seit jeher ein wichtiger 
Bestandteil des Binnenwasserstraßennetzes 
mit der Folge, daß jede zollpolitische Maß- 
nahme auf dem Rhein Auswirkungen nicht 
nur unmittelbar auf die gesamte deutsche 
Binnenschiffahrt hat, sondern mittelbar 
auch die anderen innerdeutschen Verkehrs- 
zweige beeinflußt. Aus diesem Grunde 
konnte von deutscher Seite auf zollrechtliche 
Abschirmungsmaßnahmen nicht verzichtet 
werden. Sie waren sowohl aus wirtschaftli- 
chen Gründen des Wettbewerbs notwendig, 
als auch aus fiskalischen Gründen, um die 
Mineralöle als Steuerquelle zu erhalten. 

Nach langen Erörterungen wurde schließlich 
in der Zentralkommission für die Rheinschiff- 
fahrt mit einer Entschließung vom 3. April 
1930 (Protokoll 15) eine Einigung auf fol- 
gender Grundlage erzielt: 

„Die Kommission stellt fest, daß zwischen 
den meisten Delegationen und der deutschen 
Delegation weiterhin Meinungsverschieden- 
heiten über die Grundsätze bestehen, auf de- 
nen das auf die Treibstoffe und den sonsti- 
gen Schiffsbedarf anwendbare Zollregime 
beruhen muß. 

Unter vollem Vorbehalt des Rechtsstand- 
punktes begnügt sie sich vorläufig mit der 
Erklärung der deutschen Delegation, wonach 
die deutsche Regierung bereit ist, unverzüg- 
lich die erforderlichen Anweisungen zu ge- 
ben, damit der Schiffsbedarf zollfrei einge- 
führt werden kann, 

a) auf den Schleppern, die Deutschland 
durchfahren, ohne daß ihr Schleppzug 
oder die Ladungen ihres Schleppzuges eine 
Änderung erfahren, sowie auf den An- 
hängerschiffen und Selbstfahrern, die 
Deutschland durchfahren, ohne daß ihre 
Ladung eine Änderung erfährt; 

b) auf allen Schiffen, die nicht zu den unter 
a genannten Fällen gehören, in ausreichen- 
der Menge für eine normale und tatsäch- 
liche 48stündige Fahrt, wobei ein groß- 
zügiger Maßstab anzulegen ist." 


Zur Durchführung dieser Vereinbarung er- 
ließ der Reichsminister der Finanzen ent- 
sprechende Verfügungen. 

Diese Regelung wurde auch durch das neue 
deutsche Zollgesetz vom 20. März 1939 nicht 
angetastet. In § 69 Abs. 1 Ziff. 26 wurde die 
auf zwei Tage bemessene Zollbefreiung nun- 
mehr ausdrücklich auf den gesamten Schiffs- 
bedarf — einschließlich der Betriebsstoffe — 
ausgedehnt. Nach diesen Vorschriften wurde 
bis zum Zusammenbruch im Jahre 1945 ver- 
fahren. 

Nach 1945 konnten diese Vorschriften trotz 
ihrer formellen Weitergeltung nicht ange- 
wandt werden, weil an den Zollgrenzen auf 
dem Rhein entweder deutsche Zollstellen 
überhaupt nicht vorhanden waren (wie bis 
zum Jahre 1949 bei Neuburgweier südlich 
Karlsruhe) oder weil die Zollabfertigung 
nach den Weisungen der Besatzungsbehörden 
vorgenommen werden mußte. Bei der da- 
maligen Knappheit des Mineralöls in Deutsch- 
land war es auch vom deutschen Standpunkt 
aus zweckmäßig, daß die ausländische Schiff- 
fahrt soweit wie irgend möglich ihre Treib- 
stoffe aus dem Auslande mitbrachte und nicht 
durch Zollerhebung auf die Versorgung im 
Inland hingedrängt wurde. Dies galt um so 
mehr, als das in Deutschland käufliche Mine- 
ralöl damals preisbegünstigt war und zu Ver- 
lustpreisen an die Schiffahrt abgegeben wurde. 
Die Lage änderte sich jedoch, als im Tahre 
1951 die Bewirtschaftung des Mineralöls be- 
seitigt und die Gasölversorgung der Binnen- 
schiffahrt neu geregelt wurde. Sobald diese 
Neuregelung durch den Erlaß der Verord- 
nung über die Verbilligung von Dieselkraft- 
stoff für die See-, Küsten- und Binnenschiff- 
fahrt (DKVO-Schiff) vom 6. Tuni 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 375) ihren Abschluß gefun- 
den hatte, wurde daher die Zentralkommis- 
sion für die Rheinschiffahrt benachrichtigt, daß 
die Bundesrepublik zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt die Vorschriften des Zollgesetzes 
wieder anwenden werde. Die Wiederanwen- 
dung wurde angeordnet mit Wirkung ab 
1. September 1951. 

Die Wiederanwendung der deutschen Zoll- 
vorschriften war für die internationale Rhein- 
schiffahrt von wesentlich einschneidenderer 
Bedeutung als in der Vorkriegszeit. Einmal 
hatte die Motorisierung der Binnenschiffahrt 
erhebliche Fortschritte gemacht, so daß eine 
wesentlich größere Zahl von Schiffen durch 
die Mineralölabgaben betroffen wurde. Zum 
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anderen war die Höhe der Mineralölabgaben 
wesentlich gestiegen. Was insbesondere das 
Gasöl zum Betriebe der Schiffsmotoren be- 
trifft, so unterlag es in der Vorkriegszeit 
einem ermäßigten Zollsatz von nur 1,50 RM 
je dz und war nicht zusätzlich mit Mineral- 
ölsteuern belastet. Demgegenüber betrug im 
September 1951 die durchschnittliche Bela- 
stung eingeführten fertigen Gasöls mit Zoll, 
Mineralölsteuer und Umsatzausgleichsteuer 
rund 22,87 DM je dz. Diese Belastung wurde 
durch die oben genannte DKVO-Schiffe 
allerdings dadurch verringert, daß der deut- 
schen Schiffahrt für jeden dz Gasöl, der im 
Inland aus Tankstellen des freien Verkehrs 
gebunkert wird, eine Betriebsbeihilfe von 
22, — DM gezahlt wird. Die Zahlung einer 
Betriebsbeihilfe an ausländische Schiffe war 
in dieser Verordnung nicht vorgesehen. Un- 
ter diesen Umständen wäre die ausländische 
Rheinschiffahrt durch die Belastung des Gas- 
öls mit den vollen Abgaben gegenüber der 
deutschen Binnenschiffahrt im Wettbewerb 
benachteiligt worden. Ohne auf die Frage 
einzugehen, ob die Gewährung einer Sub- 
vention in Gestalt der Betriebsbeihilfe gegen 
den Grundsatz der Gleichbehandlung sämt- 
licher Flaggen in der Rheinschiffahrt verstößt 
(Artikel 4 der Mannheimer Revidierten 
Rheinschiffahrtsakte), wurden daher durch 
die Verordnung über die Ermäßigung der 
Eingangsabgaben für Gasöl in der Rhein- 
schiffahrt vom 2. August 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 159) die Abgaben für das Gasöl, 
das in der gewerblichen Güterschiffahrt auf 
dem Rhein an Bord von Schiffen aus dem 
Zollausland eingebracht und unter Zollsiche- 
rung ordnungsgemäß verwendet wird, auf 
10, — DM je dz ermäßigt. Dieser ermäßigte 
Abgabensatz wurde auch für das Gasöl vor- 
gesehen, das von ausländischen Schiffen aus 
Zollagern im Zollgebiet gebunkert wird. Die 
Höhe des ermäßigten Abgabensatzes wurde 
nach dem damaligen Preisunterschied des hol- 
ländischen Gasöls in Rotterdam und des deut- 
schen Gasöls in Duisburg-Ruhrort unter Ab- 
zug der Betriebsbeihilfe bemessen. Auf diese 
Weise sollten die Wettbewerbsbedingungen 
zwischen der inländischen und der ausländi- 
schen Rheinschiffahrt gleichartig gestaltet 
werden. 

In der Folgezeit war jedoch weder die deut- 
sche noch die ausländische Rheinschiffahrt 
mit der getroffenen Regelung zufrieden. Die 
deutsche Rheinschiffahrt beklagte sich dar- 
über, daß der ausländischen, aber auch der 


deutschen grenzüberschreitenden Schiffahrt 
durch die Gewährung der gesetzlich vorge- 
sehenen Abgabenfreiheit für das Gasöl, das 
einem Verbrauch von 48 Stunden reiner 
Fahrzeit entspricht, ein Vorsprung im Wett- 
bewerb verschafft werde, weil mit dieser 
Menge eine beträchtliche Fahrstrecke im Zoll- 
inland zurückgelegt werden könne. Um die- 
sen Wettbewerbsvorsprung zu beseitigen, 
wurde eine Erhöhung der Betriebsbeihilfe ge- 
fordert. 

Die ausländische Rheinschiffahrt klagte ins- 
besondere darüber, daß das Gasöl in den von 
den deutschen Mineralölgesellschaften unter- 
haltenen Zollagern bereits ohne Abgaben- 
belastung um 8, — bis 10, — DM je dz teurer 
sei als in Rotterdam, so daß trotz des ermä- 
ßigten Abgabensatzes von 10, — DM je dz 
eine Benachteiligung gegenüber der deutschen 
Binnenschiffahrt bestehe. Versuche, die aus- 
ländische Schiffahrt zur Einrichtung eigener 
Zollager mit billigem holländischen Gasöl zu 
veranlassen, scheiterten, weil die ausländischen 
Reedereien glaubhaft darlegten, daß die ho- 
hen Investitionskosten sich bei dem be- 
schränkten Umsatz nicht lohnen würden. Um 
Benachteiligungen zu vermeiden, mußte da- 
her der ausländischen Rheinschiffahrt mit 
einer vorläufigen Stundung der Mineralöl- 
abgaben für das in deutschen Zollagern ge- 
bunkerte Gasöl geholfen werden. Weiter 
wurde darüber geklagt, daß die deutsche 
Regelung die besondere Gestaltung des Tran- 
sitverkehrs vor allem in der Schleppschiffahrt 
nicht genügend berücksichtige, die notwen- 
dige betriebliche Dispositionsfreiheit beein- 
trächtige und den Umlauf der Schiffe ver- 
langsame. 

Abgesehen hiervon wurde die deutsche 
Zollgesetzgebung über die Zollbehandlung 
des Schiffsbedarfs sowohl in der Zentralkom- 
mission für die Rheinschiffahrt als auch auf 
diplomatischem Wege wiederum heftig an- 
gegriffen, weil sie im Widerspruch mit den 
völkerrechtlichen Grundsätzen des Binnen- 
schiffahrtsrechts und der Mannheimer Revi- 
dierten Rheinschiffahrtsakte stehe. Gegen- 
über diesen Angriffen verteidigte die Bundes- 
regierung entschieden die Rechtmäßigkeit der 
seit dem Jahre 1902 grundsätzlich unverän- 
dert gebliebenen deutschen Zollgesetzgebung. 

Um einen erneuten unfruchtbaren Grund- 
satzstreit zu vermeiden und um eine Lösung 
zu finden, die sowohl den Bedürfnissen der 
deutschen wie der ausländischen Schiffahrt 
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Rechnung tragt, schien es deshalb notwendig, 
die Mineralölversorgung der Rheinschiffahrt 
aut eine gänzlich neue Grundlage zu 
stellen. Dabei durften berechtigte Interessen 
der deutschen Mineralölwirtschaft nicht ver- 
nachlässigt und die fiskalischen Gesichts- 
punkte nicht außer acht gelassen werden. Eine 
auf längere Sicht brauchbare Losung, die der 
immer enger werdenden wirtschaftlichen Ver- 
flechtung Rechnung trägt, konnte nur darin 
bestehen, in der gesamten internationalen 
Rheinschiffahrt die Voraussetzungen für eine 
Preisbildung nach einheitlichen Gesichtspunk- 
ten zu schaffen, um auf diese Weise gleiche 
Wettbewerbsbedingungen in allen beteilig- 
ten Staaten zu erzielen. Zur Erreichung dieses 
Zieles wurde von deutscher Seite der Abschluß 
eines Abkommens vorgeschlagen, durch das 
die beteiligten Staaten sich verpflichteten, die 
Preisbildung des für die Rheinschiffahrt ver- 
wendeten Gasöls weder durch die Erhebung 
von Abgaben noch durch sonstige benach- 
teiligende oder begünstigende Maßnahmen zu 
beeinflussen. Dieser Vorschlag fand die Billi- 
gung aller in der Zentralkommission ver- 
tretenen Regierungen einschließlich der briti- 
schen und amerikanischen. Diese letzteren 
glaubten jedoch von einer förmlichen Beteili- 
gung an dem Abkommen absehen zu sollen, 
weil es sie sachlich nur in geringem Maße be- 
treffe. Sie sicherten jedoch ihre Unterstüt- 
zung zu, um das Zustandekommen und die 
Durchführung des Abkommens zu fördern. 


B. Das Abkommen selbst 

1. Notwendige Begrenzung des Abkommens 

Das Abkommen wurde nur auf das Gasol 
beschränkt und nicht auf sonstige Mineralöle 
ausgedehnt, weil nur beim Gasöi die Voraus- 
setzungen gegeben waren, um mit Hilfe der 
Betriebsbeihilfe die Auswirkungen der auf 
dem Rhein vereinbarten Abgabenfreiheit auf 
das übrige Wasserstraßennetz aufzufangen. 
Denkbar wäre auch, diese Auswirkungen da- 
durch aufzufangen, daß das System der Ab- 
gabenfreiheit vom Rhein auf das gesamte 
deutsche Binnenwasserstraßennetz ausgedehnt 
und die frühere Zollbegünstigung für Gasöl 
zum Betriebe von Schiffsmotoren wieder ein- 
geführt wird. Dies würde jedoch nicht mehr 
mit der jetzigen Gestaltung der deutschen 
Mineralölwirtschaft in Einkklang stehen und 
der geplanten Neuregelung der Mineralöl- 


abgaben widersprechen. Danach wird künftig 
der Mineralölzoll ein echter Schutzzoll zum 
Schutze der inländischen Mineralölförderung 
sein. Sein Fortfall würde das Gasöl rein deut- 
scher Erzeugung vom Bunkergeschäft völlig 
ausschließen. Um diese Folgen zu vermeiden, 
erscheint es notwendig, das zur Zeit geltende 
System der Betriebsbeihilfe auf den übrigen 
deutschen Binnenwasserstraßen beizubehalten. 

2. Das Verhältnis des Systems der Abgaben- 
freiheit zum System der Betriebsbeihilfe 

Das durch den starken grenzüberschreitenden 
Verkehr auf dem Rhein bedingte und im 
vorliegenden Abkommen verankerte System 
der Abgabenfreiheit muß natürlich mit dem 
System der Betriebsbeihilfe auf dem übrigen 
Wasserstraßennetz in Einklang gebracht 
werden. Eine Trennung durch Einrichtung 
einer inneren Zollgrenze zwischen beiden 
Systemen, die technisch an sich durch Zoll- 
posten an den Kanalschleusen durchgeführt 
werden könnte, kommt aus praktischen und 
psychologischen Gründen nicht in Betracht. 
Es ist deshalb beabsichtigt, die Betriebsbei- 
hilfe so zu bemessen und das Verfahren bei 
der Bunkerung des Gasöls in beiden Systemen 
so zu vereinheitlichen, daß für die inlän- 
dische Schiffahrt theoretisch nur noch der 
Unterschied besteht, daß im Stromgebiet des 
Rheins die Abgaben im Bezugspreis des Gas- 
öls von Anfang an nicht enthalten sind, wäh- 
rend im übrigen Wasserstraßennetz die Be- 
triebsbeihilfe erst nachträglich gewährt wird. 
Praktisch wird jedoch dieser Unterschied 
nicht hervortreten, weil schon bei dem jetzi- 
gen System die Mineralölgesellschaften dazu 
übergegangen sind, den Schiffern die Betriebs- 
beihilfe zu kreditieren und beim Bunkern 
nur den Preis abzüglich der Betriebsbeihilfe 
zu fordern. Diese Übung wird beim Inkraft- 
treten des Abkommens zweifellos noch stär- 
ker einwurzeln. 

Die Anpassung des Systems der Betriebsbei- 
hilfe an das System der Abgabenfreiheit auf 
dem Rhein soll auch insoweit durchgeführt 
werden, als es sich um Schiffe handelt, die im 
Werksverkehr oder zur Durchführung ho- 
heitsrechtlicher Aufgaben verwendet werden. 
Auch für diese Schiffe, die nach dem Abkom- 
men auf dem Rhein Abgabenfreiheit ge- 
nießen, soll beim Bezug von Gasöl auf dem 
inneren Wasserstraßennetz künftig die Be- 
triebsbeihilfe gewährt werden. Für die Ho- 
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heitsfahrzeuge soll dies geschehen, obgleich 
die darin liegende Subventionierung der Län- 
der und Gemeinden aus Bundesmitteln an 
sich strengen haushaltsrechtlichen Grund- 
sätzen nicht entspricht. 

3. Haushaltsmäßige Auswirkung des Ab- 
kommens 

Die unmittelbare Folge des Abkommens wird 
sein, daß die Bunkerpreise für Gasöl auf dem 
Rhein von den deutschen Mineralölgesell- 
schaften den niederländischen Preisen ange- 
paßt werden. Es sind nicht nur entsprechende 
Erklärungen bereits abgegeben worden, son- 
dern die Entwicklung hat in dieser Richtung 
schon tatsächlich eingesetzt. Damit wird sich 
der Unterschied zwischen dem Gasölpreis für 
die Rheinschiffahrt und dem normalen Gas- 
ölpreis vergrößern. Dies wird eine gewisse 
Erhöhung der Betriebsbeihilfe für das Gasöl 
auf dem übrigen Wasserstraßennetz notwen- 
dig machen, um das Gleichgewicht zu erhal- 
ten. Diese Mehrkosten werden ohne zusätz- 
liche Belastung des Haushalts aufgebracht 
werden können, weil die künftig fortfal- 
lende Betriebsbeihilfe auf dem Rhein höhere 
Haushaltsmittel erforderte, als Abgaben für 
das subventionierte Gasöl einkamen. 

4. Wirtschaftliche Auswirkung des Abkom- 
mens 

Wirtschaftlich bedeutet die Anpassung der 
deutschen Gasölpreise an die niederländischen 
Preise, daß der Vorsprung, den die grenzüber- 
schreitende Schiffahrt mit dem abgabenfreien 
Vorrat für 48 Betriebsstunden bisher hatte, 
künftig fortfällt und dadurch die Wettbe- 
werbsverhältnisse auf dem Rhein gleichmäßi- 
ger werden. Die Dispositionsfreiheit der 
Schiffahrt wird vergrößert werden, weil ins- 
besondere im Transitverkehr und in der 
Schleppschiffahrt nicht mehr mit Rücksicht 
auf die 48-Stundenfrist unwirtschaftliche 
Schiffsbewegungen vorgenommen werden 
müssen. Das deutsche Bunkergeschäft wird 
belebt werden, weil für die Sdiiffahrt kein 
Anreiz mehr besteht, im Ausland zu bun- 
kern und die Bunkervorräte als tote Last 
mitzuschleppen. Schließlich wird auch die 
Zollabfertigung der Bordvorräte vereinfacht, 
die Dauer der Grenzaufenthalte verkürzt 
und die bisherige Verwaltungsarbeit zur Be- 
rechnung der Gasölabgaben erspart werden. 


5. Überwachungsmaßnahmen 

Notwendig bleibt es allerdings, die ordnungs- 
mäßige Verwendung des Gasöls durch die 
Binnenschiffahrt zu überwachen. Diese Über- 
wachung wird sogar wichtiger werden als bis- 
her, weil der Unterschied zwischen dem nor- 
malen Preis und dem Preis, den die Schiffahrt 
zu zahlen hat, künftig noch größer werden 
wird. 

6. Einzelheiten des Abkommens 

Das Abkommen ist in Gestalt einer Entschlie- 
ßung der Zentralkommission für die Rhein- 
schiffahrt von den bevollmächtigten Dele- 
gierten der Bundesregierung, der belgischen, 
der französischen, der niederländischen und 
der schweizerischen Regierung am 16. Mai 
1952 in Straßburg angenommen worden. 

Die Präambel bringt zum Ausdruck, daß die 
grundsätzlichen Verschiedenheiten in der 
Rechtsauslegung der Mannheimer Revidier- 
ten Rheinschiffahrtsakte durch Schaffung 
einer neuen Rechtsbasis in Gestalt des Ab- 
kommens behoben werden sollen. Es wird 
dadurch die Rechtsauffassung keines der be- 
teiligten Staaten präjudiziert. 

Artikel 1 

In Artikel 1 wird bestimmt, daß die betei- 
ligten Staaten im gesamten Rheinstromgebiet 
von dem Gasöl, das ordnungsmäßig als 
Schiffsbedarf von Schiffen verwendet wird, 
keine Zölle oder sonstigen Abgaben erheben 
werden. Der örtliche Geltungsbereich des Ab- 
kommens umfaßt den Rhein selbst, seine 
Nebenflüsse, insbesondere Neckar, Main, 
Lahn, Mosel, alle niederländischen Wasser- 
straßen zwischen dem Rhein und dem offe- 
nen Meer und Belgien sowie die Schelde bis 
Antwerpen und den Kanal von Terneuzen 
bis Gent. 

Die Abgabenfreiheit wird nach dem Abkom- 
men Schiffen aller Art und jeder Flagge zu- 
gebilligt. Sie ist nicht unbedingt, sondern ab- 
hängig von der ordnungsmäßigen Verwen- 
dung des Gasöls als Schiffsbedarf. In der Bun- 
desrepublik soll die Verwendung unter Zoll- 
sicherung im Zollsicherungsverkehr gemäß 
§ 16 Abs. 5 des Zollgesetzes zugelassen 
werden. 

Als Bunkerstellen für die Rheinschiffe sollen 
in der Bundesrepublik Zollager und Zollvor- 
merklager zugelassen werden, die nach den 
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Bestimmungen der künftigen Mineralölgc- 
setzgebung sowohl mit ausländischem Fertig- 
öl als auch mit Gasol deutscher Erzeugung 
aus eingeführtem und inländischem Rohöl 
versorgt werden können. Das Gasöl aus die- 
sen Lagern wird frei von Zoll, Mineralöl- 
steuer und Umsatzausgleichsteuer an die 
Rheinschiffahrt geliefert werden. Von dem 
Vorbehalt unter Buchstabe c in Artikel 1 
wird deshalb in der Bundesrepublik vorläufig 
kein Gebrauch gemacht werden. Er ist in das 
Abkommen aufgenommen worden, um den 
Verhältnissen einiger anderer Teilnehmer- 
staaten Rechnung zu tragen. 

Artikel 2 

Während durch den Fortfall der Abgaben 
und insbesondere der Grenzeingangsabgaben 
für Gasöl gemäß Artikel 1 erreicht werden 
soll, daß in keinem Staate sich ein überhöhtes 
Preisniveau bilden und halten kann, soll 
durch Artikel 2 erreicht werden, daß durch 
keinen Staat die nach dem Fortfall der 
Grenzeingangsabgaben schutzlos gewordene 
Wirtschaft der anderen Staaten durch Sub- 
ventionierung des heimischen Gasöls oder 
ähnliche begünstigende Maßnahmen beein- 
trächtigt werden kann. Ebenso sind benach- 
teiligende Maßnahmen verboten, die an Stelle 
der abgeschafften Grenzeingangsabgaben ange- 
wandt werden könnten. Hierdurch soll die 
Bildung eines gemeinsamen Marktes für das 
Gasöl in der Rheinschiffahrt mit weitgehend 
angeglichenen Preisen in ähnlicher Weise er- 
reicht werden, wie es nach Artikel 4 des Ver- 
trages über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl vorgese- 
hen ist. 

Artikel 3 

Durch Artikel 3 wird eine Verpflichtung der 
beteiligten Staaten begründet, ggfs, durch 
Maßnahmen gegenseitiger Hilfeleistung die 
Versorgung der Rheinschiffahrt mit Gasöl 
nach den Bestimmungen des Abkommens zu 
gewährleisten. In Betracht kommt in dieser 
Hinsicht u. a. die Erteilung von Ausfuhrge- 
nehmigungen für Gasöl, um Versorgungs- 
lücken in einem anderen Staat zu schließen 
oder die Preisbildung zu beeinflussen. 

Artikel 4 

Streit- und Zweifelsfragen sollen von der 
Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 


behandelt werden. Ihre Beschlüsse sind nach 
Artikel 46 der Mannheimer Akte nicht bin- 
dend für eine Regierung, die dem Beschlüsse 
nicht zugestimmt hat. Dieses Verfahren hat 
sich bisher bewährt und zur sachlichen und 
gerechten Lösung von Meinungsverschieden- 
heiten entscheidend beigetragen, wie sich auch 
im vorliegenden Falle bei den Meinungsver- 
schiedenheiten über die abgabenrechtliche Be- 
handlung des Gasöls gezeigt hat. Dieses be- 
währte Verfahren soll daher auch hier bei- 
behalten werden. 


Artikel 5 

Die Ratifikation des Abkommens soll so bald 
wie möglich geschehen. Da in Belgien, 
Frankreich und den Niederlanden zur Her- 
stellung des dem Abkommen entsprechenden 
Zustandes eine Zustimmung der gesetzgeben- 
den Körperschaften nicht erforderlich ist und 
die Schweiz das Abkommen bereits ratifiziert 
hat, hängt sein Inkrafttreten in erster Linie 
von der Zustimmung der deutschen gesetz- 
gebenden Körperschaften ab. 

In Kraft treten soll das Abkommen 30 Tage 
nach dem Datum des Schlußprotokolls über 
die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden 
beim Sekretariat der Zentralkommission. 
Dadurch ist gewährleistet, daß die notwen- 
digen Vorbereitungen zur Umstellung der 
Gasölversorgung in der deutschen Binnen- 
schiffahrt rechtzeitig getroffen werden kön- 
nen. 


Artikel 6 

Das Abkommen kann frühestens zum 1. Juli 
1957 gekündigt werden. Diese lange Gel- 
tungsdauer erschien zweckmäßig, um der 
Schiffahrt für längere Zeit eine gesicherte 
Kalkulationsgrundlage zu geben und es ihr 
zu ermöglichen, ihre Schiffe entsprechend zu 
modernisieren. 

Für den Fall einer schweren Verletzung der 
Bestimmungen der Artikel 1 oder 2 des Ab- 
kommens ist eine vorzeitige Kündigung vor- 
gesehen. Dabei ist jedoch vorher die Zentral- 
kommission für die Rheinschiffahrt einzu- 
schalten, die in diesem Falle ausnahmsweise 
mit Stimmenmehrheit darüber entscheidet, 
ob eine schwere Vertragsverletzung vorliegt. 
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C. Das Gesetz betreffend das Abkommen 
zwischen den Rheinuferstaaten und Belgien 
vom 16. Mai 1952 über die zoll- und abga- 
benrechtliche Behandlung des Gasöls, das als 
Schiffsbedarf in der Rheinschiffahrt 
verwendet wird 

Das Gesetz enthält außer den üblichen Be- 
stimmungen der Artikel 1, 2 und 4 im Ar- 
tikel 3 die Rechtsgrundlage, die erforderlich 
ist, um das Abkommen an die innerdeutschen 
Verhältnisse anzupassen. 

Artikel 3 

Nach Artikel 1 des Abkommens ist die ab- 
gabenfreie Verwendung des Gasöls nur auf 
Schiffen gestattet, die den Rhein und die 
anderen dort aufgeführten Wasserstraßen be- 
fahren. Diese Beschränkung ist erfolgt, weil 
von deutscher Seite grundsätzlich eine ver- 
tragliche Bindung über den Bereich der 
Mannheimer Revidierten Rheinschiffahrts- 
akte hinaus vermieden werden sollte. Die 
Nebenflüsse sind darüber hinaus einbezogen 


worden, weil für die vorliegende Regelung 
die Schiffahrt der Nebenflüsse wirtschaftlich 
nicht von der Rheinschiffahrt, nur bezogen 
auf die konventionelle Rheinstrecke, getrennt 
werden kann. Für die Schiffahrt würde es 
jedoch eine große Erschwerung bedeuten, 
wenn für das auf dem Rhein eingebrachte 
oder gebunkerte Gasöl beim Übergang in an- 
dere Wasserstraßen die Abgaben zu entrich- 
ten wären. Durch Artikel 3 des Gesetzes soll 
deshalb dem Bundesminister der Finanzen 
die Ermächtigung gegeben werden, durch au- 
tonome Rechtsetzung die abgabenfreie Ver- 
wendung dieses Gasöls auch auf den anderen 
deutschen Wasserstraßen zu gestatten. Die 
gegenseitige Abstimmung zwischen dem Sy- 
stem der Abgabenbefreiung auf dem Rhein- 
stromgebiet und dem System der Betriebsbei- 
hilfe auf den übrigen Wasserstraßen schafft 
die dafür erforderlichen Voraussetzungen 
(siehe die Bemerkung zu B 2). Von der Er- 
mächtigung soll in der Rechtsverordnung 
Gebrauch gemacht werden, die zur Durch- 
führung des Gesetzes erlassen werden soll. 


PROTOCOLE 5 


Avitaillemcnt de b o r d 


Strasbourg, le 16 Mai 1952 


Resolution 


Pour remedier aux divergences de vues 
relatives au regime douanier et fiscal du 
gasoil consomme comme avitaillement de 
bord tel qu’il resulte de la Convention re- 
visee pour la navigation du Rhin du 17 oc- 
tobre 1868, et afin de rendre ce regime uni- 
forme, 

En vue de faciliter Pexploitation de la 
navigation rhenane, de favoriser son devc- 
loppement technique et economique et de 
contribuer ainsi ä la Cooperation internatio- 
nale, 

La Commission Centrale pour la Naviga- 
tion du Rhin a pris la resolution suivante: 


Accord 

relatif au regime douanier et fiscal du gas- 
oil consomme comme avitaillement de bord 
dans la navigation rhenane 

A r t i c 1 e 1 

Les Etats riverains du Rhin et la Belgique 
ne percevront ni droit de douane ni autres 
taxes sur le gasoil consomme regulierement 
comme avitaillement des bateaux naviguant 
sur le Rhin et ses affluents ou sur les voies 
d’eau visees ä Particle 2 de TActe de Mann- 
heim. 
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Cette exemption s’applique: 

a) au gasoil importe par le Rhin a bord de 

ces bateaux comme avitaillement de bord ; 

b) au gasoil soute dans des depots agrees, 
approvisionnes par des importations 
etrangeres sous douane; 

c) au gasoil en provenance de raffineries 
indigenes soute dans des depots aerees, 
etant entendu que, dans ce cas, les Etats 
contractants ne s’engagent pas a exemp- 
ter le gasoil des taxes qui frappent en 
principe toutes les marchandises et les Ser- 
vices ä l’interieur du pays. 

La Belgique sera liee par Laccord en ce 
qui concerne LEscaut jusqu’ä Anvers et le 
Canal de Terneuzen jusqu’ä Gand. 

Les modalites de controle de la consomma- 
tion du gasoil a bord des bätiments et les 
conditions d’aequisition de ce gasoil aupres 
des depots agrees sont soumises aux dispo- 
sitions applicables dans chaque Etat, sans dis- 
crimination de pavillon. 

A r t i c 1 e 2 

Les Etats riverains du Rhin et la Belgique 
ne prendront aucune mesure et n’en laisse- 
ront prendre aucune, dans le cadre de leur 
legislation, qui aurait pour but ou qui pour- 
rait avoir comme consequence que le gasoil 
destine a la navigation rhenane soit vendu a 
des prix superieurs ou inferieurs ä ceux qui 
s’etablissent entre partenaires independants 
suivant les lois du mar che. La formation des 
prix de ce gasoil ne doit pas etre influencee 
par des mesures discriminatoires ou preferen- 
tielles. 

A r t i c 1 e 3 

Les Etats riverains du Rhin et la Belgique 
se preteront mutuellement assistance pour 
assurer le ravitaillcment de la navigation 
rhenane internationale en gasoil, selon les 
stipulations du present accord. 


A r t i c 1 e 4 

Les questions qui se poseraient au sujet de 
l’interpretation ou de Lapplication du pre- 
sent accord seront soumises a la Commission 
Centrale pour la Navigation du Rhin. 

A r t i c 1 e 5 

Le present accord sera ratifie par les Etats 
riverains du Rhin et la Belgique aussitot que 
possible. 

11 entrera en vigueur 30 jours apres la date 
de la cloture du proces-verbal de depot des 
ratifications au Secretariat de la Commission 
Centrale pour la Navigation du Rhin. 

A r t i c 1 e 6 

Le present accord pourra etre denonce par 
chacun des Etats contractants moyennant 
preavis d’un an a partir du 1er juillet 1956. 

Toutefois, si la Commission Centrale pour 
la Navigation du Rhin, sur la plainte d’un 
Gouvernement, venait a constater, a la ma- 
jorite des voix, une infraction grave aux 
stipulations des articles un ou deux du pre- 
sent accord, celui-ci pourrait etre exception- 
nellement denonce sous preavis d’un mois 
endeans les trente jours de la decision de la 
Commission Centrale, a moins qu’il n’ait ete 
mis f in a l’infraction dans ce dclai de trente 
jours. 

L’accord pourrait egalement etre denonce 
sous preavis d’un mois au cas ou la Commis- 
sion Centrale n’aurait pas statue sur la plainte 
dans le delai d’un mois a compter de son 
depot, ä moins qu’il n’ait ete mis fin a l’in- 
fraction dans ce delai. 

Les denonciations eventuelles du present 
accord devront etre notifiees au Secretariat 
de la Commission Centrale pour la Naviga- 
tion du Rhin. 


Le Secretaire General: Le President: 

(s) H. Wa 1 1 h e r (s) Adrien Thierry 
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Übersetzung 

PROTOKOLL 5 


Schiffsbedarf 


Straßburg, den 16. Mai 1952 


Entschließung 


Um die Meinungsverschiedenheiten über 
die zoll- und abgabenrechtliche Behandlung 
des als Schiffsbedarf verwendeten Gasöls zu 
beheben, wie sie nach der Revidierten Rhein- 
schiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 Rech- 
tens ist, und um diese Behandlung einheit- 
lich zu gestalten, 

in dem Bestreben, die betriebliche Abwick- 
lung der Rheinschiffahrt zu erleichtern, ihre 
technische und wirtschaftliche Entwicklung 
zu fördern und auf diese Weise der interna- 
tionalen Zusammenarbeit zu dienen, 

hat die Zentralkommission für die Rhein- 
schiffahrt die folgende Entschließung gefaßt: 

Abkommen 

über die zoll- und abgabenrechtliche Behand- 
lung des Gasöls, das als Schiffsbedarf in der 
Rheinschiffahrt verwendet wird. 

Artikel 1 

Die Rheinuferstaaten und Belgien werden 
keine Zölle oder sonstigen Abgaben für das 
Gasöl erheben, das ordnungsmäßig als Schiffs- 
bedarf von den Schiffen verwendet wird, die 
den Rhein und seine Nebenflüsse oder die in 
dem Artikel 2 der Mannheimer Akte ge- 
nannten Wassertraßen befahren. 

Diese Abgabenbefreiung gilt: 

a) für das Gasöl, das auf dem Rhein an Bord 
dieser Schiffe als Schiffsbedarf eingeführt 
wird; 

b) für das Gasöl, das in zugelassenen Bunker- 
stellen gebunkert wird, die mit aus dem 
Ausland eingeführtem Zollgut versorgt 
werden; 


c) für Gasöl aus einheimischen Raffinerien, 
das in zugelassenen Bunkerstellen gebun- 
kert wird, mit der Maßgabe, daß in die- 
sem Falle die vertragschließenden Staaten 
nicht verpflichtet sind, das Gasöl von den 
Abgaben zu befreien, die grundsätzlich 
alle Waren und Leistungen im Innern des 
Landes treffen. 

Belgien wird durch dieses Abkommen hin- 
sichtlich der Schelde bis Antwerpen und des 
Kanals von Terneuzen bis Gent verpflichtet. 

Für die Überwachung der Verwendung des 
Gasöls an Bord der Schiffe und für die Ab- 
gabe dieses Gasöls aus den zugelassenen Bun- 
kerstellen sind die in jedem Staate geltenden 
Vorschriften maßgebend, ohne daß eine 
Flagge benachteiligt werden darf. 

Artikel 2 

Die Rheinuferstaaten und Belgien werden 
keine Maßnahmen treffen oder im Rahmen 
ihrer Gesetzgebung zulassen, die zum Ziel 
oder zur Folge haben könnten, daß das für 
die Rheinschiffahrt bestimmte Gasöl zu hö- 
heren oder niedrigeren Preisen abgegeben 
wird, als sie sich zwischen unabhängigen Part- 
nern nach den Gesetzen des Marktes bilden. 
Die Preisbildung dieses Gasöls darf weder 
durch benachteiligende noch durch begünsti- 
gende Maßnahmen beeinflußt werden. 

Artikel 3 

Die Rheinuferstaaten und Belgien werden 
sich gegenseitig unterstützen, um die Versor- 
gung der internationalen Rheinschiffahrt mit 
Gasöl nach Maßgabe der Bestimmungen die- 
ses Abkommens zu gewährleisten. 
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Artikel 4 

Die Fragen, die sich auf die Auslegung und 
Anwendung dieses Abkommens beziehen, 
werden der Zentralkommission für die Rhein- 
schiffahrt unterbreitet. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen soll durch die Rhein- 
uferstaaten und Belgien sobald wie möglich 
ratifiziert werden. 

Es tritt 30 Tage nach dem Datum des 
Schlußprotokolls über die Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunden beim Sekretariat der 
Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 
in Kraft. 

Artikel 6 

Dieses Abkommen kann von jedem der ver- 
tragschließenden Staaten mit einer Frist von 
einem Jahr vom 1. Juli 1956 ab gekündigt 
werden. 


Wenn jedoch die Zentralkommission für 
die Rheinschiffahrt auf die Beschwerde einer 
Regierung mit Stimmenmehrheit eine 
sdiwere Verletzung der Bestimmungen der 
Artikel 1 oder 2 dieses Abkommens festge- 
stellt hat, so kann dieses Abkommen aus- 
nahmsweise mit einer Frist von einem Mo- 
nat innerhalb von 30 Tagen nach der Ent- 
scheidung der Zentralkommission gekündigt 
werden, falls nicht der Vertragsverletzung 
innerhalb dieser Frist von 30 Tagen ein Ende 
gesetzt worden ist. 

Das Abkommen kann ebenfalls mit einer 
Frist von einem Monat gekündigt werden, 
wenn die Zentralkommission auf die Be- 
schwerde innerhalb einer Frist von einem 
Monat seit ihrer Einreichung nicht entschie- 
den hat, falls nicht der Vertragsverletzung 
innerhalb dieser Frist ein Ende gesetzt wor- 
den ist. 

Etwaige Kündigungen dieses Abkommens 
sind dem Sekretariat der Zentralkommis- 
sion für die Rheinschiffahrt zu übermitteln. 


Der Generalsekretär: 


Der Präsident: 


(gez.) H. W a 1 1 h e r 


(gez.) Adrien Thicrry 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 

zum 

Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen zwischen den Rheinuferstaaten und 
Belgien vom 16. Mai 1952 über die zoll- und abgabenrechtliche Behandlung des Gasöls, das 
als Schiffsbedarf in der Rheinschiffahrt verwendet wird 
(Beschluß vom 20. März 1953) 


1. Artikel 3 Abs. 1 wird Artikel 3 und er- 
hält die folgende Fassung: 

"A r t i k e 1 3 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, die abgabenfreie Verwen- 
dung des Gasöls, das auf dem Rhein an 


Bord von Schiffen als Schiffsbedarf ein- 
geführt oder aus Zolleigenlagern oder 
Zollvormerklagern am Rhein oder sei- 
nen Nebenflüssen gebunkert wird, im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zuzu- 
lassen." 

2. Artikel 3 Abs. 2 wird Artikel 4 und er- 
hält die folgende Fassung: 
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„Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der 
in Artikel 3 enthaltenen Ermächtigung 
erlassen werden, gelten im Lande Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes.“ 

3. Der bisherige Artikel 4 wird Artikel 5. 
Begründung zu Ziffer 1 bis 3: 

Der Regierungsentwurf sieht vor, daß das 
Gesetz selbst im JLande Berlin keine Geltung 
erhält, wohl aber die Verordnungen, die auf 
Grund der in ihm enthaltenen Ermächtigung 


ergehen. Diese zweigeteilte Berlinklausel und 
Abweichung von der üblichen Handhabung 
führt zu Schwierigkeiten in der Bezeichnung 
des Geltungsbereichs der vorerwähnten 
Rechtsverordnungen. Gegen die Fassung in 
der Regierungsvorlage „im gesamten Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes“, worunter 
auch Berlin wohl verstanden sein soll, beste- 
hen rechtliche und politische Bedenken. Ihre 
Ersetzung durch die üblicherweise verwen- 
dete Fassung „im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes“ ist nur bei Erstreckung des Gesetzes 
auf Berlin selbst möglich. Gegen diese Er- 
streckung des Gesetzes auf Berlin bestehen 
aber auch keinerlei Bedenken, wie anderer- 
seits kein Anlaß gegeben ist, von der übli- 
chen Handhabung abzuweichen. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates gemäß dem Beschluß in seiner 
103. Sitzung am 20. März 1953 

über den Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen zwischen den Rheinuferstaaten 
und Belgien vom 16. Mai 1952 über die zoll- und abgabenrechtliche Behandlung des 
Gasöls, das als Schiffsbedarf in der Rheinschiffahrt verwendet wird 


Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird nicht beigetreten. 

Der Geltungsbereich des Abkommens selbst 
ist aus den in der Begründung zu Artikel 3 
des Gesetzes angegebenen Gründen bewußt 
auf den Bereich der Revidierten Mannheimer 
Rheinschiffahrtsakte von 1868 beschränkt 
worden. Es besteht deshalb keine Veranlas- 
sung, den Geltungsbereich der Artikel 1 und 
2 des Gesetzes — über die Zustimmung zu 
dem Abkommen und seine Veröffentlichung 
— auf das Land Berlin zu erstrecken. Dies 
ist nur erforderlich für die in Artikel 3 Abs. 1 


enthaltene Ermächtigung des Bundesministers 
der Finanzen, die abgabenfreie Verwendung 
des dort näher bezeichneten Gasöls im ge- 
samten Bereich des Grundgesetzes, d. h. auch 
außerhalb des Rheins und seiner Nebenflüsse 
zuzulassen. 

Den Bedenken des Bundesrates, in Artikel 3 
Abs. 1 des Gesetzes die Worte „im gesamten 
Geltungsbereich des Grundgesetzes“ zu ver- 
wenden, könnte gegebenenfalls dadurch Rech- 
nung getragen werden, daß an ihre Stelle die 
Worte „auch außerhalb des Rheins und sei- 
ner Nebenflüsse“ gesetzt werden. 
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